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BUNDESSOZIALGERICHT 

Beschluss 

in dem Rechtsstreit 

 
Az: B 5 RS 10/12 B 
 
L 3 R 950/10 (LSG Berlin-Brandenburg) 
S 32 R 327/07 (SG Potsdam) 
 
 
 
………………………., 
 
 
 Kläger und Beschwerdeführer, 
 
Prozessbevollmächtigte: ………………………………., 
  
 
 

g e g e n 
 
 
Deutsche Rentenversicherung Bund 
- Versorgungsträger für die Zusatzversorgungssysteme -, 
Hirschberger Straße 4, 10317 Berlin, 
 
 Beklagte und Beschwerdegegnerin. 
 

 

 

Der 5. Senat des Bundessozialgerichts hat am 15. Mai 2012 durch den 

Vorsitzenden Richter   Dr.  B e r c h t o l d ,    die Richterin   Dr.  G ü n n i k e r  

und den Richter   Dr.  K o l o c z e k  

beschlossen: 

 

Die Beschwerde des Klägers gegen die Nichtzulassung der Revision im Urteil 

des Landessozialgerichts Berlin-Brandenburg vom 15. Dezember 2011 wird 

als unzulässig verworfen.  

 

Die Beteiligten haben einander für das Beschwerdeverfahren keine Kosten zu 

erstatten. 
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G r ü n d e : 

 

Mit Urteil vom 15.12.2011 hat das LSG Berlin-Brandenburg einen Anspruch des Klägers auf 

Feststellung der Zeit vom 1.9.1967 bis 30.6.1990 als Zeit der Zugehörigkeit zum Zusatzversor-

gungsystem der technischen Intelligenz sowie der in diesem Zeitraum erzielten Arbeitsentgelte 

verneint. 

 

Gegen die Nichtzulassung der Revision in diesem Urteil hat der Kläger Beschwerde beim BSG 

eingelegt. Er beruft sich auf das Vorliegen eines Verfahrensmangels iS von § 160 Abs 2 Nr 3 

SGG. 

 

Die Nichtzulassungsbeschwerde des Klägers ist unzulässig, weil sie nicht formgerecht begrün-

det ist. 

 

Die Revision ist nur zuzulassen, wenn 

 - die Rechtssache grundsätzliche Bedeutung hat (§ 160 Abs 2 Nr 1 SGG), 

 - das Urteil von einer Entscheidung des BSG, des GmSOGB oder des BVerfG abweicht 

und auf dieser Abweichung beruht (aaO Nr 2) oder 

 - ein Verfahrensmangel geltend gemacht wird, auf dem die angefochtene Entscheidung 

beruhen kann (aaO Nr 3). 

 

Derartige Gründe werden in der Beschwerdebegründung nicht nach Maßgabe der 

Erfordernisse des § 160a Abs 2 S 3 SGG dargetan. Die Beschwerde ist daher gemäß § 160a 

Abs 4 S 1 iVm § 169 SGG zu verwerfen. 

 

Wird eine Nichtzulassungsbeschwerde darauf gestützt, dass ein Verfahrensmangel vorliege, 

auf dem die angefochtene Entscheidung beruhen könne (§ 160 Abs 2 Nr 3 Halbs 1 SGG), so 

müssen bei der Bezeichnung des Verfahrensmangels (§ 160a Abs 2 S 3 SGG) zunächst die 

den Verfahrensmangel (vermeintlich) begründenden Tatsachen substantiiert dargetan werden. 

Darüber hinaus ist die Darlegung erforderlich, dass und warum die Entscheidung des LSG 

ausgehend von dessen materieller Rechtsansicht auf dem Mangel beruhen kann, also die 

Möglichkeit einer Beeinflussung des Urteils besteht. Gemäß § 160 Abs 2 Nr 3 Halbs 2 SGG 

kann der geltend gemachte Verfahrensmangel nicht auf eine Verletzung der §§ 109 und 128 

Abs 1 S 1 SGG und auf eine Verletzung des § 103 SGG nur gestützt werden, wenn er sich auf 

einen Beweisantrag bezieht, dem das LSG ohne hinreichende Begründung nicht gefolgt ist. 

 

Der Kläger rügt eine Verletzung des § 103 SGG. 

 

Hierzu trägt er vor, er habe mit der Klagebegründung vom 19.12.2006 und ergänzend mit 

Schriftsatz vom 11.5.2007 Gegenstand, Art und Weise, Umfang sowie wirtschaftlichen Schwer-
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punkt der Produktion des VEB Kraftverkehr L.                    im Einzelnen dargelegt sowie die 

Auftraggeber der georderten Produkte angegeben und zum Beweis für diese Tatsachen 

beantragt, vier Mitarbeiter des genannten VEB als Zeugen zu vernehmen. Diesem Angebot 

seien weder SG noch LSG ohne hinreichende Begründung nachgekommen. 

 

Mit diesem Vorbringen ist eine Verletzung der dem LSG obliegenden Sachaufklärungspflicht 

nicht ausreichend dargetan. 

 

Der Kläger hat nicht aufgezeigt, die genannten "Beweisanträge" bis zum Schluss des Beru-

fungsverfahrens aufrechterhalten zu haben. 

 

Ein Beweisantrag hat im sozialgerichtlichen Verfahren Warnfunktion und soll der Tatsachenin-

stanz unmittelbar vor der Entscheidung vor Augen führen, dass die gerichtliche Aufklärungs-

pflicht von einem Beteiligten noch nicht als erfüllt angesehen wird. Wird ein Beweisantrag in ei-

nem vorbereitenden Schriftsatz gestellt, so ist er dann nicht iS des § 160 Abs 2 Nr 3 Halbs 2 

SGG übergangen worden, wenn den näheren Umständen zu entnehmen ist, dass er in der 

maßgebenden mündlichen Verhandlung nicht weiter verfolgt wurde. Dies ist bei rechtskundig 

vertretenen Beteiligten - wie dem Kläger - regelmäßig anzunehmen, wenn in der letzten mündli-

chen Verhandlung nur noch ein Sachantrag gestellt und der Beweisantrag nicht wenigstens 

hilfsweise wiederholt wird (BSG SozR 3-1500 § 160 Nr 35 S 73 mwN). Wird ein Verfahren ohne 

mündliche Verhandlung entschieden, ist ein zuvor gestellter Antrag dann nicht mehr aufrechter-

halten, wenn sich die Beteiligten mit einer Entscheidung ohne mündliche Verhandlung einver-

standen erklären, ohne den zuvor bereits formulierten Beweisantrag gleichzeitig zu wiederholen 

(BSG SozR 3-1500 § 160 Nr 35 S 74 mwN). Hierzu hat der Kläger nichts vorgetragen. 

 

Er hat lediglich darauf hingewiesen, dass sich das LSG in den Entscheidungsgründen mit den 

Beweisanträgen des Klägers beschäftigt habe. Hiermit ist deren Aufrechterhaltung bis zuletzt 

indes nicht dargetan. Dem Erfordernis des § 160 Abs 2 Nr 3 Halbs 2 SGG ist nur dann genügt, 

wenn der Kläger selbst bis zum Schluss des Berufungsverfahrens deutlich macht, dass ein zu-

vor angekündigter Beweisantrag weiter gestellt werde. Ein Verhalten des Berufungsgerichts 

kann dies nicht ersetzen. 

 

Von einer weiteren Begründung nimmt der Senat Abstand, da diese nicht geeignet wäre, zur 

Klärung der Voraussetzungen der Revisionszulassung beizutragen (§ 160a Abs 4 S 2 Halbs 2 

SGG). 

 

Die Kostenentscheidung beruht auf einer entsprechenden Anwendung des § 193 Abs 1 und 4 

SGG. 
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